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Art. 54a Europäische Integration
1 Der Bund beteiligt sich am Prozess der europäischen Integration. Er fördert dabei Frieden, 
Freiheit, Demokratie, nachhaltige Wohlfahrt und Entwicklung sowie den gemeinsamen Schutz 
der Menschenrechte. Er pflegt insbesondere die wirtschaftliche, wissenschaftliche und  
kulturelle Zusammenarbeit.

2 Er strebt eine gesicherte Beteiligung an den Freiheiten des europäischen Binnenmarktes 
und in weiteren Politikbereichen an, insbesondere in der Bekämpfung des Klimawandels, der 
Energiepolitik, der Versorgungssicherheit, der Digitalpolitik sowie in der Bildungs- und  
Forschungszusammenarbeit und dem kulturellen Austausch.

3 Er schliesst zu diesem Zweck einen oder mehrere völkerrechtliche Verträge ab, die es  
ermöglichen, bestehende Abkommen zu erneuern und an weiteren Sektoren des Binnen-
marktes und Bereichen der europäischen Zusammenarbeit zu partizipieren. Er stellt dabei 
eine angemessene Teilhabe am Prozess der Rechtsetzung und wirksame Verfahren der  
Streitbeilegung sicher.

4 Bund und Kantone erlassen im Rahmen der jeweils geltenden Verträge Massnahmen zur 
Abfederung der Marktöffnung, insbesondere in Bezug auf den Arbeitsmarkt. Sie stellen  
sicher, dass der Grundsatz gleicher Arbeitsbedingungen für gleiche Arbeit am gleichen Ort in 
der Schweiz wirksam umgesetzt wird.

Übergangsbestimmungen Art. 197
Übergangsbestimmung zu Art. 54a (Europäische Integration)
1 Der Bundesrat wird beauftragt, spätestens nach der Annahme von Art. 54a BV durch Volk 
und Stände Verhandlungen mit der Europäischen Union über die Weiterentwicklung der  
Beziehungen aufzunehmen und die institutionellen Fragen zu regeln. Er strebt einen  
Abschluss ohne Verzögerung an. Er legt der Bundesversammlung innert 12 Monaten nach 
gegenseitiger Unterzeichnung eines oder mehrerer Abkommen Bericht und Antrag vor und 
schlägt die dazu erforderlichen autonomen Schutzmassnahmen in der Gesetzgebung vor.

2 Dem Bundesrat steht es nach Annahme von Art. 54a BV jederzeit frei, weitergehende  
Verhandlungen zu einem umfassenden Integrationsabkommen aufzunehmen, einschliesslich 
Verhandlungen über den Beitritt der Schweiz zur Europäischen Union oder zum Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum.


